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Vereinbarung über die Eingliederung der Gemeinde Straßdorf in die Stadt Schwäbisch 

Gmünd 

vom 29. Februar 1972 

 

Die Stadt Schwäbisch Gmünd, vertreten durch Oberbürgermeister Dr. Schoch, 

und 

die Gemeinde Strassdorf Landkreis Schwäbisch Gmünd, vertreten durch Bürgermeister Wahlheim, 

 

schließen aufgrund von Artikel 74 Abs. 1 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg vom 19. 

November 1953 in Verbindung mit §§ 8 und 9 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg vom 25. 

Juli 1955 (Ges.Bl. S. 129) in der derzeit geltenden Fassung folgende Vereinbarung: 

 

§ 1 Eingliederung 

(1) Die Gemeinde Straßdorf wird in die Stadt Schwäbisch Gmünd eingegliedert. 

 

(2) Die Stadt Schwäbisch Gmünd erklärt sich bereit, mit der Gemeinde Waldstetten innerhalb von drei 

Monaten nach Inkrafttreten diese Eingemeindungsvertrags in Verhandlungen über eine 

Umgemeindung des Ortsteils Herzenklinge einzutreten. 

 

§ 2 Rechtsnachfolge 

Die Stadt Schwäbisch Gmünd tritt als Gesamtrechtsnachfolgerin in alle privaten und öffentlichen 

Rechtsverhältnisse der Gemeinde Straßdorf ein. 

 

§ 3 Ortschaftsverfassung 

(1) In dem Wohnbezirk Straßdorf der Stadt Schwäbisch Gmünd wird aufgrund der §§ 76 a ff. GO i. 

d.F. des Zweiten Gesetzes zur Stärkung der Verwaltungskraft der Gemeinden vom 28. Juli 1970 

(Ges.Bl. S. 419) die Ortschaftsverfassung eingeführt. 

 

(2) Die Ortschaft erhält den Namen „Schwäbisch Gmünd-Straßdorf“. 

 

(3) Die Namen der die Ortschaft bildenden Stadtteile sind: 

Schwäbisch Gmünd-Straßdorf 

Schwäbisch Gmünd-Metlangen 

Schwäbisch Gmünd-Reitprechts 

 

(4) Die Stadt verpflichtet sich, in ihrer Hauptsatzung zu bestimmen, dass 

a) aufgrund von §§ 76 b und 76 c GO für die Ortschaft Schwäbisch Gmünd-Straßdorf ein Ortschaftsrat 

mit zwölf Mitgliedern gebildet wird. Dieser wird nach den Bestimmungen der unechten Teilortswahl mit 

z.Zt. folgender Sitzverteilung gewählt: 

 

Straßdorf  10 Sitze  

Metlangen  1 Sitz  

Reitprechts  1 Sitz  
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b) im Rahmen von § 76 d GO die Entscheidung über folgende Angelegenheiten in der Ortschaft 

Straßdorf dem Ortschaftsrat - im Rahmen der ihm zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel – 

übertragen wird (vgl. hierzu Zusatzerklärung Ziff. 3): 

 

aa) die Unterhaltung der Ortsstraßen und der Wirtschafswege, 

 

bb) die Unterhaltung und die Ausstattung des Friedhofs nach Maßgabe der Satzung für die 

städtischen Friedhöfe (Friedhofordnung) mit Anlagen in ihrer jeweiligen Fassung, der 

Kinderspielplätze, der in der Unterhaltungslast der Stadt stehenden Sportanlagen und der städtischen 

Gebäude, 

 

cc) die Vermietung und Verpachtung von städtischen Gebäuden, Wohnungen und unbebauten 

Grundstücken, 

 

dd) die Regelung der Belegung und der Benützung der Turnhalle und der Sportanlagen sowie des 

Feuerwehrgerätehauses und der Schulhäuser durch örtliche Vereine und Organisationen im 

Einvernehmen mit dem städtischen Kultur- und Sportamt, 

 

ee) die Ausrüstung der Freiwilligen Feuerwehr, 

 

ff) die Jagdverpachtung, soweit diese von der Jagdgenossenschaft übertragen ist, 

 

gg) die Vatertierhaltung, 

 

hh) die Pflege des Ortsbildes, 

 

ii) die Förderung der örtlichen Vereine 

 

(5) Die Stadt sichert dem Ortschaftsrat die beratende Mitwirkung bei der Aufstellung von Bauleitplänen 

und bei der Ausführung der in § 18 zugesagten Maßnahmen zu. 

 

(6) Bis zur ersten Wahl des Ortschaftsrates nimmt der derzeitige Gemeinderat der Gemeinde 

Straßdorf die Aufgaben des Ortschaftsrates wahr. Die Stadt verpflichtet sich, eine entsprechende 

Ergänzung ihrer Hauptsatzung vorzunehmen (§ 76 c Abs. 1 Satz 2 GO). 

 

§ 4 Örtliche Verwaltung (Bezirksamt) 

(1) Die Stadt richtet in der künftigen Ortschaft Schwäbisch Gmünd-Straßdorf eine örtliche Verwaltung 

ein, solange hierfür ein Bedürfnis besteht. Die Aufhebung der örtlichen Verwaltungsstelle bedarf der 

Zustimmung des Ortschaftsrates. 

 

(2) Die Leitung der örtlichen Verwaltung obliegt dem Ortsvorsteher. Ist der Ortsvorsteher 

Ehrenbeamter, wird dieses Amt durch einen städtischen Fachbeamten betreut. 

 

(3) Die der örtlichen Verwaltung zu übertragenden Aufgaben, die personelle Besetzung und der 

Umfang des Dienstbetriebes werden entsprechend dem tatsächlichen Bedarf im Benehmen mit dem 

Ortschaftsrat in einem Geschäftsverteilungsplan festgelegt. 

 

(4) Der Standesamtsbezirk Straßdorf soll erhalten bleiben. Für den Fall, dass die Aufsichtsbehörde die 

Zusammenlegung mit einem anderen städtischen Standesamtsbezirk anordnet, sollen die 

Amtshandlungen soweit wie möglich in den Räumen der örtlichen Verwaltung vorgenommen werden. 
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(5) Der Grundbuchamtsbezirk und das Nachlassgericht Straßdorf sollen vorbehaltlich einer anderen 

Entscheidung der zuständigen staatlichen Behörden mit dem Sitz in Straßdorf erhalten bleiben. 

 

(6) Für die Inventurbehörde soll eine selbständige Abteilung für die Ortschaft Straßdorf gebildet 

werden. 

 

(7) Das archivwürdige Schriftgut der Gemeinde Straßdorf wird als eigene Abteilung des Archivs der 

Stadt Schwäbisch Gmünd geführt werden. 

 

§ 5 Ortsvorsteher 

(1) Dem Bürgermeister der Gemeinde Straßdorf, Kurt Wahlheim, wird bis zum Ablauf seiner Amtszeit 

gemäß § 2 des Gesetzes zur Stärkung der Verwaltungskraft der Gemeinden vom 28. Juli 1970 

(Ges.Bl. S. 419) das Amt des Ortsvorstehers in Straßdorf übertragen. Die Wahrung seines 

Besitzstandes wird ihm insoweit zugesichert. Das Maß seiner dienstlichen Inanspruchnahme beträgt 

100 %. 

 

(2) Ortsvorsteher Kurt Walheim wird für die Ortschaft Straßdorf zum Ratschreiber für das Gebiet der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit bestellt werden. 

 

(3) Ortsvorsteher Kurt Walheim erhält die Genehmigung zur Ausübung einer nebenamtlichen oder 

ehrenamtlichen Tätigkeit in den Zweckverbänden, bei welchen die Ortschaft Straßdorf Mitglied ist (vgl. 

§ 7 Abs. 4). 

 

§ 6 Übernahme der Beschäftigten 

Die am Tage des Inkrafttretens dieser Vereinbarung bei der Gemeinde Straßdorf beschäftigten 

Gemeindebediensteten werden unter Wahrung ihres Besitzstandes in den Dienst der Stadt 

Schwäbisch Gmünd übernommen. Die im Dienst der Gemeinde Straßdorf zurückgelegten Zeiten 

werden so behandelt, wie wenn sie bei der Stadt Schwäbisch Gmünd verbracht worden wären. Die 

Verwendung der Bediensteten soll nach Möglichkeit in der Ortschaft Schwäbisch Gmünd-Straßdorf 

erfolgen. 

 

§ 7 Ortsrecht 

(1) In der Ortschaft Schwäbisch Gmünd-Straßdorf bleibt das bisher geltende Ortsrecht der Gemeinde 

Straßdorf bis 31. Dezember 1972 aufrechterhalten. Vom 1. Januar 1973 an gilt das Ortsrecht der 

Stadt Schwäbisch Gmünd, soweit nachstehend nicht anderes bestimmt ist. 

 

(2) Die Hauptsatzung der Stadt Schwäbisch Gmünd tritt mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung für 

die Ortschaft Straßdorf in Kraft. 

 

(3) Die vom Gemeinderat Straßdorf noch beschlossene Haushaltssatzung mit Haushaltsplan der 

Gemeinde Straßdorf für das Rechnungsjahr 1972 gilt für das ganze Rechnungsjahr 1972, auch wenn 

diese Vereinbarung vor Ablauf des Rechnungsjahres 1972 in Kraft tritt. Die Aufstellung dieses 

Haushaltsplans erfolgt im Einvernehmen mit der Stadt. Für diesen Fall wird dem Ortschaftsrat und 

Ortsvorsteher von Straßdorf die Ausführung des Resthaushaltsplanes 1972 übertragen. 

 

(4) Die Gemeinde Straßdorf ist Mitglied des Müllabfuhrzweckverbands Lein-Rems. Ein Austritt aus 

diesem Zweckverband kann nur mit Zustimmung des Ortschaftsrates Straßdorf erfolgen. 

 

(5) Eine Änderung oder Aufhebung der Satzung der Gemeinde Straßdorf über die öffentliche 

Müllabfuhr hat im Benehmen mit dem Ortschaftsrat zu erfolgen. Bei der Gebührenfestlegung, die auch 
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die beizubehaltende monatliche Sperrmüllabfuhr erfasst, muss das Prinzip der Kostendeckung (§ 9 

KAG) gewahrt bleiben. Im Übrigen bleibt eine andere gesetzliche Regelung der Abfallbeseitigung 

vorbehalten. 

 

(6) Die Entwässerungsgebühr nach der Satzung der Stadt Schwäbisch Gmünd über öffentliche 

Entwässerungen vom 24. Juli 1969 für Gebäude und Grundstücke der Ortschaft Straßdorf, welche 

zwar an die Kanalisation , aber noch nicht an die Sammelkläranlage angeschlossen sind, beträgt 0,25 

DM/cbm ab 1. Januar 1973. Die Stadt behält sich für künftig eine Anpassung an die jeweilige 

Kostensituation vor (Kostendeckungsprinzip). 

 

(7) Für den Entwässerungsbeitrag (einmaliger Anschlussbeitrag9 für Gebäude und Grundstücke der 

Ortschaft Straßdorf, für welche der Beitrag für die Kanalisation nach der Satzung der früheren 

Gemeinde Straßdorf schon bezahlt wurde, nicht aber der Klärbeitrag, gilt ab  

1. Januar 1972 die städtische Satzung vom 24. Juli 1969 (§ 28 in seiner jeweiligen Fassung). 

 

§ 8 Steuersätze 

Die Steuersätze der Stadt Schwäbisch Gmünd gelten für die Ortschaft Straßdorf von deren 

Einbeziehung in die städtische Haushaltssatzung an. 

 

§ 9 Vertretung der Bürger 

(1) Dem Gemeinderat der Stadt Schwäbisch Gmünd gehören als befristete Vertretung gemäß § 9 Abs. 

1 Satz 5 der Gemeindeordnung drei Gemeinderäte von Straßdorf an. Die befristete Vertretung endet 

mit der nächsten regelmäßigen Gemeinderatswahl. 

 

(2) Die Stadt Schwäbisch Gmünd garantiert der Ortschaft Straßdorf im Gemeinderat Schwäbisch 

Gmünd von der nächsten regelmäßigen Wahl an eine dem jeweiligen Bevölkerungsanteil 

entsprechende Anzahl Sitze, wenigstens aber zwei Sitze im Wege der unechten Teilortswahl. 

 

§ 10 Schulwesen 

Die Stadt Schwäbisch Gmünd wird alles in ihren Möglichkeiten Stehende tun, um in der Ortschaft 

Straßdorf eine selbständige Grund- und Hauptschule zu erhalten, zu fördern und bei Bedarf zu 

erweitern. Die Schulen sind mit Einrichtungsgegenständen und Lehr- und Lernmitteln wie die 

gleichartigen Schulen der Stadt Schwäbisch Gmünd auszustatten. 

 

§ 11 Förderung der Vereine 

Kulturelle Einrichtungen und die bestehenden örtlichen Vereine sowie caritative und 

jugendpflegerische Einrichtungen sind bei der laufenden Bezuschussung im gleichen Umfang wie 

bisher zu unterstützen. Im Übrigen fördert die Stadt die Einrichtungen in derselben Weise, wie das im 

bisherigen Stadtgebiet geschieht. 

 

§ 12 Wahrung der landwirtschaftlichen Belange 

Die Stadt Schwäbisch Gmünd verpflichtet sich, berechtigten Belangen der Landwirtschaft Rechnung 

zu tragen. Dazu gehört auch eine ausreichende und gute Vatertierhaltung bzw. künstliche Besamung, 

die Förderung der Flurbereinigung und der Ausbau des Feldwegnetzes. 

 

§ 13 Schlachtvieh- und Fleischbeschau, Trichinenschau, Schlachthaus 

Der bisherige Fleischbeschaubezirk Straßdorf bleibt vorbehaltlich anderer gesetzlicher Regelungen in 

der seitherigen Art erhalten. Änderungen sowie die Bestellung des Fleischbeschauers sind im 
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Einvernehmen mit dem Ortschaftsrat vorzunehmen. Ein Schlachthofbenützungszwang wird ohne 

Zustimmung des Ortschaftsrates nicht eingeführt. 

 

§ 14 Vermessungswesen 

Die Stadt Schwäbisch Gmünd wird sich im Rahmen des personell und finanziell Möglichen um eine 

baldige Aufholung von Vermessungsrückständen durch das Stadtmessungsamt bemühen. 

 

§ 15 Personennahverkehr 

Die Stadt wird sich nach Kräften bemühen, eine Verbesserung des Personennahverkehrs für die 

Ortschaft Straßdorf zu erreichen. 

 

§ 16 Vergabe von Lieferungen und Leistungen 

Bei der Vergabe von städtischen Aufträgen werden die Gewebetreibenden der Ortschaft Straßdorf 

gleichberechtigt berücksichtigt. 

 

§ 17 Mehrzuweisungen aus dem Finanzausgleich, Finanzausstattung 

(1) Die Stadt Schwäbisch Gmünd erklärt sich bereit, die gesamten sich aus der Eingliederung nach 

dem Finanzausgleichsgesetz ergebenden Mehrzuweisungen (nach der derzeitigen Rechts- und 

Sachlage voraussichtlich 3,3 Mio. DM brutto bzw. nach Abgang der gesetzlichen Umlagen ca. 2,2 Mio. 

DM netto in einem Zeitraum von 9 Jahren) für zusätzliche Investitionen im Gebiet der seitherigen 

Gemeinde Straßdorf zu Verfügung zu stellen. 

 

(2) Die Stadt Schwäbisch Gmünd gibt die Zusicherung, dass der Ortschaft Straßdorf auf die Laufzeit 

der Mehrzuweisungen der Anteil ihrer Steuerkraft verbleibt, der ihr bei weiterer Selbständigkeit nach 

Abzug ihrer sonstigen Aufwendungen zur Verfügung stehen würde. 

 

§ 18 Berücksichtigung besonderer Wünsche der Gemeinde Straßdorf 

(1) Die Stadt Schwäbisch Gmünd ist vom Inkrafttreten dieser Vereinbarung an sofort und auf die 

Dauer verpflichtet, alle in der Ortschaft Straßdorf bestehenden und neu anfallenden kommunalen 

Aufgaben im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten und unter angemessener Berücksichtigung der 

Belange der gesamten Stadt zu erfüllen. 

 

(2) Die Stadt verpflichtet sich nach Maßgabe von Absatz 1, insbesondere die nachstehend 

aufgeführten Investitionen in Straßdorf vorzunehmen, wofür als zusätzliche Investitionsmittel die die 

Eingliederung von Straßdorf in die Stadt Schwäbisch Gmünd begünstigenden Mehrzuweisungen 

verwendet werden. 

 

1. Baubeginn innerhalb der ersten 4 Jahre nach der Eingliederung 

 

a) Ausbau der Grundschule auf Zweizügigkeit (voraussichtlich 3 Klasssenräume) mit Nebenräumen 

entsprechend dem tatsächlichen Bedarf. 

 

b) Finanzielle Beteiligung am Neubau eines Kindergartens der katholischen Kirchengemeinde an der 

Römerstraße entsprechend den städtischen Grundsätzen und den staatlichen Richtlinien unter 

Berücksichtigung der Vorschulerziehung im Rahmen der staatlichen Schulkonzeption. 

 

c) Friedhoferweiterung und Errichtung eines Leichenhauses (ohne Einsegnungshalle) nach den 

tatsächlichen Erfordernissen. 
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d) Erschließung in bereits rechtskräftigen Bebauungsplänen enthaltener Gebiete nach Bedarf und 

weiteren Baugeländes und weiterer Gewerbegebiete, insbesondere in den Gewanden „Ramnest III“ 

und „Haldenwiesen“. Hierzu sind die eingeleiteten Planungen unverzüglich abzuschließen, wobei die 

Genehmigung der Aufsichtsbehörde vorbehalten bleiben muss. 

 

e) Die Verbesserung der vorhandenen Gemeindehalle zur Nutzung für Vereinszwecke (z.B. 

Kücheneinrichtung und Sanitärinstallation) wird alsbald nach Inkrafttreten diese Vertrags geplant und 

1973 begonnen. Soweit die gesamte Maßnahme Kosten in Höhe von 150.000,- DM nicht 

überschreitet, wird sie auch 1973 noch beendet werden. 

 

2. Baubeginn innerhalb der zweiten 4 Jahre nach der Eingliederung 

 

a) Ausbau der Hauptschule auf Zweizügigkeit mit Nebenräumen entsprechend dem tatsächlichen 

Bedarf, soweit dies mit der staatlichen Schulkonzeption im Einklang steht. 

 

b) Ausbau von Ortsstraßen außerhalb von Bebauungsplänen bzw. Neubaugebieten jeweils nach 

Erforderlichkeit. 

 

c) Erschließung bereits in rechtskräftigen Bebauungsplänen enthaltener Gebiete und weiteren 

Baugeländes sowie weiterer Gewerbegebiete nach Bedarf, insbesondere Emerland einschließlich 

geordneter Abwasserbeseitigung, Bebauungsbereich Forststraße (einschl. Kanal Hornbergstraße 

mittlerer Abschnitt und Verstärkung der Wasserleitung auf 150 mm), Bereich Laawiesen – 

Költhaldenweg und ostwärts Spatzenäckerweg, Bereich Birkachstraße – Hohenstaufenstraße, Bereich 

Emerland (Nord) – Tierbachweg – Weidenäcker. 

 

d) Weiterer Ausbau von Feldwegen nach Bedarf. 

 

e) Erstellung einer neuen, nur für Sportzwecke (Schulturnen und Vereinssport) vorbehaltenen Halle, 

die gegebenenfalls auch für andere Veranstaltungen, z.B. kulturelle Veranstaltungen ohne 

Bewirtschaftung im Hinblick auf den Hallenboden, verwendet werden kann, Größe 18 x 36 m teilbar. 

Es wird davon ausgegangen, dass die beiden Maßnahmen Ziff. 1 e und 2 e sich im Rahmen von ca. 2 

Mio. DM halten werden. 

 

3. Baubeginn im 9. und 10. Jahr nach der Eingliederung 

 

a) Bau eines Wasserhochbehälters mit einem für die Sicherung der Wasserversorgung ausreichenden 

Fassungsvermögen. 

 

b) Weiterer Ausbau von Feldwegen nach Bedarf. 

 

4. Schaffung eines Ausweichplatzes in einfachster Ausführung im Bereich des neuen Sportgeländes 

für den Fall einer anderweitigen Verwendung des jetzigen Sportplatzes auf dem Flst. Nr. 548 an der 

Straße nach Schwäbisch Gmünd mit Ausweisung eines Standorts für ein vereinseigenes Sportheim. 

 

(3) Änderung in der Ausführung der Projekte in Abs. 2 können nur im Einvernehmen mit dem 

Ortschaftsrat oder auf dessen Wunsch vorgenommen werden. 

 

(4) Die im vorstehenden Absatz 2 gemachten Zusagen stehen unter folgenden Vorbehalten: 
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a) Die Stadt ist zum Baubeginn erst verpflichtet, wenn – soweit dies notwendig ist – der Grunderwerb 

zu angemessenen Bedingungen rechtzeitig vor Baubeginn möglich ist bzw. die Zustimmung von 

betroffenen Grundeigentümern vorliegt (z.B. für die Einlegung von Leitungen). 

 

b) Bei den Maßnahmen, für deren Finanzierung auch ein Staatszuschuss oder Ähnliches in Fragen 

kommen könnte, kommt eine Verpflichtung zum Baubeginn erst dann zum Tragen, wenn die 

zuständige Stelle den Zuschuss rechtsverbindlich zugesagt und dem Baubeginn zugestimmt hat. 

 

c) Die Stadt geht von der bei Abschluss dieser Vereinbarung geltenden Rechts- und Sachlage beim 

Finanzausgleich, vom derzeitigen Gebietsstand der Gemeinde Straßdorf und von der derzeitigen 

Finanzlage der Stadt aus. Falls sich diese Voraussetzungen wesentlich verändern, werden die 

Vertragspartner (Straßdorf dann durch den seinerzeitigen Ortschaftsrat vertreten) auf neuer 

Grundlage über die Verwirklichung der Investitionen verhandeln. 

 

§ 19 Berücksichtigung örtlicher Interessen 

(1) Die Stadt Schwäbisch Gmünd verpflichtet sich, im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten 

unbeschadet vom Baulandvorrat im übrigen Stadtgebiet, in der Ortschaft Straßdorf entsprechend dem 

örtlichen Bedarf ausreichend Bauplätze auszuweisen und zu erschließen. Bei der Zuteilung 

stadteigener Bauplätze im Gebiet der Ortschaft Straßdorf werden die Einwohner der Ortschaft 

Straßdorf gebührend berücksichtigt. 

 

(2) Die Stadt wird künftig in Schwäbisch Gmünd-Metlangen und Schwäbisch Gmünd-Reitprechts 

Baumöglichkeiten für Ortsansässige im Rahmen des örtlichen Bedarfs schaffen, soweit dies 

planungsrechtlich möglich ist und die Erschließung gesichert werden kann. 

 

§ 20 Abgrenzung der Vertragswirkungen 

Unbeschadet der in § 2 dieser Vereinbarung geregelten Übernahme der Verbindlichkeiten durch die 

Stadt Schwäbisch Gmünd erwerben Dritte aus dieser Vereinbarung kein unmittelbares Recht. 

 

§ 21 Verpflichtungserklärungen in der Übergangszeit 

Die Beteiligten sind sich darüber einig, dass die Gemeinde Straßdorf mit Wirkung nach der 

Unterzeichnung dieser Vereinbarung das Einvernehmen mit der Stadt Schwäbisch Gmünd herstellt, 

ehe sie Verpflichtungen über die Veräußerung oder den Erwerb von Gemeindeeigentum mit 

Ausnahme solchen Gegenstände, die dem Gebrauch der laufenden Verwaltung dienen, eingeht oder 

größere Investitionen vornimmt. Entsprechendes gilt für Personalangelegenheiten. 

 

§ 22 Regelung von Streitigkeiten 

(1) Vorstehende Vereinbarungen wurden im Geiste der Gleichberechtigung und der Vertragstreue 

geschlossen. Auftretende Fragen sind in diesem Geiste gütlich zu klären. 

 

(2) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung und bei Änderungswünschen hinsichtlich 

dieser Vereinbarung wird die aufgelöste Gemeinde Straßdorf durch den Ortschaftsrat vertreten. Dabei 

ist eine gütliche Einigung im Verhandlungsweg anzustreben. Bis zur Wahl der Ortschaftsrates tritt an 

seine Stelle der derzeitige Gemeinderat Straßdorf. 

 

§ 23 Inkrafttreten 

Diese Vereinbarung tritt am 1. April 1972 in Kraft. 
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1. Es ist beabsichtigt, Herrn Kurt Walheim nach Ablauf seiner derzeitigen Amtszeit zur Wiederwahl als 

Ortsvorsteher für eine weitere Amtsperiode vorzuschlagen (vgl. hierzu § 5 Abs. 1 der Vereinbarung). 

 

2. Dem Bezirksamt Straßdorf werden bis auf weiteres folgende Zuständigkeiten übertragen (vgl. § 4 

Abs. 3 der Vereinbarung): 

 

a) Vorbereitung, Durchführung und Erledigung der Sitzungen des Ortschaftsrates, 

 

b) Beratung der städtischen Ämter in allen wichtigen, den Stadtbezirk Straßdorf berührenden 

Angelegenheiten, 

 

c) Entgegennahme, Vorbereitung und Weiterleitung von Anträgen aller Art an die zuständigen 

städtischen Dienststellen (z.B. Bauanträge einschließlich Benachrichtigung der Angrenzer und 

Führung des Baulastenverzeichnisses, Sozialhilfeanträge, Führerscheinanträge und dergl. mehr), 

 

d) Durchführung von Zählungen und Statistiken im Benehmen mit dem Hauptamt, 

 

e) Standesamt, vorbehaltlich der Genehmigung des Regierungspräsidiums, 

 

f) Ortsbehörde für Arbeiter- und Angestelltenversicherung, 

 

g) Ratschreiberei, 

 

h) aus dem Bereich des Ordnungsamtes 

aa) Einwohnermeldewesen 

bb) Ausstellung von Personalausweisen, Kinderausweisen, Entgegennahme von Passanträgen 

cc) Polizeistundenverlängerungen (Einzelfälle, keine Dauererlaubnis) 

dd) vorübergehende Schankerlaubnis bis vier Tage 

ee) Unterschriftsbestätigungen, Lebensbescheinigungen 

ff) Entgegennahme von Gewerbean-, ab- und ummeldungen 

 

i) Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln im Rahmen der jeweiligen städtischen Bestimmungen 

(Haushaltsplan, Zuständigkeitsordnung) 

 

j) Erledigung weiterer im Einzelfall zu übertragender Angelegenheiten. 

 

3. Die in § 3 der Vereinbarung erwähnte Entscheidungsbefugnis des Ortschaftsrats bedeutet nicht, 

dass der Ortschaftsrat über einzelne Vergaben und Ausführungen entscheiden soll. Dies ist Sache der 

zuständigen städtischen Fachämter. Der Ortschaftsrat soll vielmehr die Sachentscheidungen (ggf. 

Setzung von Prioritäten) treffen. Dies wird in der Regel schon bei der Anforderung der Haushaltsmittel 

geschehen müssen. Diese werden dann dem Ortschaftsrat nach der Genehmigung der 

Haushaltssatzung mitgeteilt. 

 

 


